








(2) Zu den öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats hat jedermann Zutritt, soweit es die
Raumverhältnisse gestatten.

(3) In nichtöffentlicher Sitzung nach Absatz 1 gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstel­
lung der Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung
im Wortlaut bekannt zu geben, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interes­
sen Einzelner entgegenstehen.

(4) Die in öffentlicher Sitzung gefassten oder bekannt gegebenen Beschlüsse werden im
Wortlaut oder in Form eines zusammengefassten Berichts innerhalb einer Woche nach der
Sitzung auf der Internetseite der Gemeinde veröffentlicht, sofern sichergestellt ist, dass
hierdurch keine personenbezogenen Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
unbefugt offenbart werden.

- § 35, § 41b Abs. 5 GemO -

§ 10

Ve rhand lu ngsgegenstä nde 

(1) Der Gemeinderat verhandelt über Vorlagen des Bürgermeisters, der Ausschüsse und
über die dazu gestellten Anträge.

(2) Ein durch Beschluss des Gemeinderats erledigter Verhandlungsgegenstand wird erst er­
neut behandelt, wenn neue Tatsachen oder neue wesentliche Gesichtspunkte dies rechtferti­
gen.

§ 11
Sitzordnung 

Die Gemeinderäte sitzen nach ihrer Fraktionszugehörigkeit. Kommt keine Einigung zu­
stande, bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der Fraktionen unter Berücksichtigung 
ihrer zahlenmäßigen Stärke im Gemeinderat. Die Sitzordnung innerhalb der Fraktionen wird 
von deren Vertretern im Gemeinderat festgelegt. Gemeinderäten, die keiner Fraktion ange­
hören, weist der Bürgermeister den Sitzplatz an. 

§ 12
Einberufung 

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; er soll jedoch
mindestens einmal im Monat einberufen werden. Der Gemeinderat muss unverzüglich einbe­
rufen werden, wenn es ein Viertel der Gemeinderäte unter Angabe des Verhandlungsgegen­
stands beantragt. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemein­
derats gehören. Satz 2 gilt nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen Verhandlungsge­
genstand innerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt hat. Absatz 2 gilt ent­
sprechend.

(2) Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat schriftlich oder elektronisch mit angemesse­
ner Frist ein und teilt rechtzeitig, in der Regel mindestens sieben Tage vor dem Sit- zungstag,
die Verhandlungsgegenstände mit; dabei werden die für die Verhandlung erforderlichen
Unterlagen beigefügt (s. § 14). In der Regel finden Sitzungen am Mittwoch statt. In Notfällen
kann der Gemeinderat ohne Frist und formlos (mündlich, fernmündlich oder durch Boten)
einberufen werden.

Zum Versand der Beratungsunterlagen kommt ein Ratsinformationssystem zum Einsatz. Der 
Empfänger ist dafür verantwortlich, dass unbefugte Dritte keinen Zugriff auf Einladung und 
Beratungs­unterlagen nehmen können. Die Gemeinderäte erhalten keine zusätzliche 
schriftliche Ladung und keine schriftliche Beratungsunterlagen.
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